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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Dezember 2017 wollte Marco Chiesa (svp, TI) mittels einer parlamentarischen
Initiative erreichen, dass der Maximalabzug für Krankenkassenprämien bei der
direkten Bundessteuer von CHF 3'500 (Ehepaare), CHF 1'700 (übrige Steuerpflichtige)
und CHF 700 (Kinder) auf CHF 7'000 (Ehepaare), CHF 3'500 (übrige Steuerpflichtige)
und CHF 1'000 (Kinder) annähernd verdoppelt wird. Da die Krankenkassenprämien in
den letzten Jahren stark angestiegen seien – im Tessin zum Beispiel gemäss einer
Studie der Fachhochschule der italienischen Schweiz (Supsi) um 64 Prozent, wodurch
sie für eine Person bei CHF 3'700 lägen –, würden sie den in der direkten Bundessteuer
gewährten Maximalabzug in vielen Fällen übersteigen. Im Februar 2019 gab die SGK-NR
der Initiative mit 15 zu 7 Stimmen Folge. Die zunehmende Belastung des Mittelstandes
müsse abgefedert werden, argumentierte die Kommission in ihrer Medienmitteilung.
Eine Kommissionsminderheit kritisierte, dass von einer solchen Regelung Personen mit
höherem Einkommen überproportional profitieren würden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.02.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2017 reichte Marco Chiesa (svp, TI) eine Motion für eine Reduktion der
steuerlichen Doppelbelastung durch eine Schaffung von Möglichkeiten zur Senkung
der Vermögenssteuer ein. Er störte sich daran, dass das Kapital eines Unternehmens
vom Unternehmen selbst sowie von den Beteiligungsinhaberinnen und -inhabern als
Vermögen versteuert werden muss. Nachdem sich der Bund im Bereich der
Gewinnsteuer bereits für eine Milderung der Doppelbelastung ausgesprochen habe,
sollen die Kantone nun im StHG die Möglichkeit erhalten, die Vermögenssteuern bei
Beteiligungen von mindestens 10 Prozent am Aktienkapital einer Aktiengesellschaft oder
am Genossenschaftskapital einer Genossenschaft zu senken. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, da «eine allfällige Korrektur der
wirtschaftlichen Doppelbelastung auf Unternehmensebene bei der Kapitalsteuer
ansetzen sollte», da diese nicht dazu führt, dass Gewinne zurückbehalten werden und
dadurch in reifen Unternehmen mit geringem Wachstum verbleiben, sondern
stattdessen ausbezahlt werden und in jüngere, wachstumsträchtigere Unternehmen mit
hohem Investitionsbedarf investiert werden können. Zudem würden gerade die
Vermögenswerte der vom Motionär erwähnten Unternehmen üblicherweise eher
unterbewertet – sie seien daher also eher weniger stark von der Problematik der
Doppelbelastung betroffen. Überdies habe das Bundesgericht entschieden (BGE 136 I
65, E. 5.5), dass ein 10-Prozent-Qualifikationskriterium gegen das verfassungsrechtliche
Prinzip der Belastungsgleichheit verstosse. Schliesslich hätten sich die Kantone im
Rahmen der USR III gegen die Möglichkeit, auf die Erhebung der Kapitalsteuer
verzichten zu können, gewehrt. Stattdessen würde die wirtschaftliche Doppelbelastung
in den Kantonen bereits heute zum Beispiel durch Anrechnung der Gewinnsteuer an die
Kapitalsteuer oder durch sehr tiefe Kapitalsteuertarife beseitigt. 
Diese Argumente überzeugten den Nationalrat in der Frühjahrssession 2019 jedoch
nicht; er nahm die Motion mit 101 zu 86 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Anklang fand
sie bei den geschlossen stimmenden SVP- und FDP-Fraktionen sowie bei einzelnen
Mitgliedern der CVP; dagegen votierten die Mitglieder der übrigen Fraktionen. 2

MOTION
DATUM: 13.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

1) Medienmitteilung SGK-NR vom 15.2.19
2) AB NR, 2019, S. 315
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